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Am 13. 3. 2018 wurde der Vorschlag der
Europ�ischen Kommission zu einer �n-
derung der Richtlinie 2011/16/EU be-
z�glich des verpflichtenden automati-

schen Informationsaustauschs im Be-
reich der Besteuerung �ber melde-
pflichtige grenz�berschreitende Model-
le politisch verabschiedet.DieRichtlinie
soll bis zum 31. 12. 2019 in nationales
Recht umgesetzt und ab dem 1. 7. 2020
angewendet werden.

Ziel der EU ist, im Sinne von Aktions-
punkt 12 derOECD/G20 f�r eineverbes-
serte Transparenz zu sorgen.Die Finanz-
verwaltungen sollen �ber die eingef�hr-
ten Meldepflichten fr�her als bisher In-
formationen �ber potentiell aggressive
grenz�berschreitende Steuergestaltun-
gen erhalten. Der Gesetzgeber soll da-
durch in die Lage versetzt werden, bei
Bedarf zeitnah zu reagieren, um Steuer-
vermeidung und -hinterziehung besser
bek�mpfen zu k�nnen. Dies betrifft ins-
besondere solche legalen Gestaltungen,
bei denen Steuervorteile aus der unabge-
stimmten Steuerpolitik der Staaten re-
sultieren und von denen Unternehmen
bei grenz�berschreitenden Transaktio-
nen profitieren.

Was folgt daraus? Betroffen ist – wieder
einmal – in erster Linie der ehrliche
Steuerpflichtige. Wer bewusst hinterzie-
hen will, wird dies kaum vorab melden.
Dies gilt sowohl f�r den Steuerpflichti-
gen selbst als auch f�r einen Berater, der
Gestaltungen f�r diesen Zweck konzi-

piert. Wer im EU-Ausland z.B. eine Be-
triebsst�tte er�ffnet, muss zuk�nftig pr�-
fen, ob dies eine meldepflichtige Gestal-
tung ist. Denn eine grenz�berschreiten-

de Gestaltung nach der Definition der
EU-Richtlinie liegt u.a. dann vor, wenn
einer der an der Gestaltung Beteiligten
in einem anderen Hoheitsgebiet �ber
eine dort gelegene Betriebsst�tte eine
Gesch�ftst�tigkeit aus�bt und die Ge-
staltung ganz oder teilweise die durch
die Betriebsst�tte ausge�bte Gesch�fts-
t�tigkeit darstellt. Zu pr�fen sind aber
weiterhin auch die in Anhang IV der
Richtlinie aufgef�hrten Kennzeichen,
die sog. „hallmarks“. Sie sind teilweise
in Verbindung mit einem „Main benefit-
Test“ zu ber�cksichtigen. Dieser Test ist
erf�llt, wenn nachgewiesen werden
kann, dass der Hauptvorteil oder einer
der Hauptvorteile aus der Gestaltung die
Erlangung eines Steuervorteils ist.

Zwar trifft die Meldepflicht in erster Li-
nie die Intermedi�re, sie kann jedoch in
bestimmten F�llen auch auf den „rele-
vanten Steuerpflichtigen“ �bergehen.
Ein Intermedi�r ist laut Richtlinientext
„jede Person, die eine meldepflichtige
grenz�berschreitende Gestaltung konzi-
piert, vermarktet, organisiert oder zur
Umsetzung bereitstellt oder die Umset-
zung einer solchen Gestaltung managt“.
Es ist aber weiter auch jede Person, „die
– unter Ber�cksichtigung der relevanten
Fakten und Umst�nde und auf der
Grundlage der verf�gbaren Informatio-
nen sowie des einschl�gigen Fachwis-
sens und Verst�ndnisses, die f�r die Er-
bringung solcherDienstleistungen erfor-
derlich sind –, weiß oder vern�nftiger-
weise wissen m�sste, dass sie unmittel-
bar oder �ber andere Personen“ Hilfe,
Unterst�tzung oder Beratung im Hin-
blick auf eine meldepflichtige grenz-
�berschreitende Gestaltung geleistet
hat.

Interessant werden die zuk�nftigen Dis-
kussionen sein, wer waswusste oder ver-
n�nftigerweise h�tte wissen m�ssen.
Vielleicht meldet aber auch einfach je-
der alles, um den von den nationalen Ge-
setzgebern noch festzusetzenden Sank-
tionen zu entgehen. Das d�rfte dann zu
einer Datenflut f�hren, mit der die Fi-
nanzverwaltungen �berfordert werden.
Solange eine zeitnahe �berpr�fung der

gemeldeten Gestaltungen nicht m�glich
ist, kann auch das Ziel der Richtlinie
nicht erreicht werden. Die Meldepflicht
ist dann lediglich ein neues B�rokratie-
monster.

Dies gilt auchwegen derVielzahl der an-
zuzeigenden Informationen. Der Inter-
medi�r muss nicht nur Informationen zu
der Gestaltung selbst melden, wie den
Inhalt und den „Wert“ der Gestaltung,
die Angabe der betroffenen Mitglied-
staaten und das Datum der Umsetzung.
Vielmehr sind auch Name, Geburtsda-

tum und -ort, Steuerans�ssigkeit und
Steueridentifikationsnummer der Steu-
erpflichtigen anzugeben, die die Gestal-
tung umsetzen. Bei marktf�higen Ge-
staltungenmuss alle dreiMonate ein Be-
richt mit Aktualisierungen eingereicht
werden. Die gemeldeten Daten werden
dann automatisch zwischen den Mit-
gliedstaaten ausgetauscht.

Dass sich auf diese Art mehr Rechtssi-
cherheit f�r die Steuerpflichtigen errei-
chen l�sst, wie die EU-Kommission be-
hauptet, ist mehr als zweifelhaft.
Schließlich sind die Finanzverwaltun-
gen nicht verpflichtet, auf eine erhaltene
Meldung zu reagieren. Und die Steuer-
pflichtigen d�rfen aus dem Ausbleiben
einer Reaktion auch keinerlei Folgerun-
gen �ber eine m�gliche Zul�ssigkeit der
Gestaltung ziehen; daswird in der Richt-
linie explizit festgehalten. Was und
wann von den Finanzverwaltungen ge-
pr�ft wird, ist nicht nachvollziehbar.
Und ob und wie schnell der Gesetzgeber
auf gepr�fte und als problematisch ein-
gestufte Gestaltungen tats�chlich rea-
giert, bleibt abzuwarten. Wie auch heute
schon bleibt es voraussichtlich weiterhin
m�glich, dass Gestaltungen �ber Jahre
hinweg durchgef�hrt werden, ohne dass
der Steuerpflichtige weiß, ob seine
Rechtsauffassung von der Finanzver-
waltung akzeptiert wird oder ob die kon-
krete Gestaltung im Rahmen einer Be-
triebspr�fung aufgegriffen und als „un-
erw�nscht“ eingestuft wird. Rechts- und
Planungssicherheit sehen anders aus.
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